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1. SITUATION UND AUFGABENSTELLUNG 

 

Im April 2005 wurde ich von der Gemeinde Bruchmühlbach-Miesau damit beauftragt, 

für das Planungsgebiet eine Vorstudie zur Lösung der Probleme des Schallimmissions-

schutzes im Planungsgebiet "Gewerbegebiet Spießwald" zu erstellen. Die Arbeitsergeb-

nisse habe ich in meinem Bericht vom 09.07.2005 dargestellt. Der Bericht ist diesem 

Gutachten als Anhang A beigefügt.  

 

Auf meinen Vorschlag wurde von der Gemeinde das Ingenieurbüro Modus Consult, 

Karlsruhe, damit beauftragt, für das Planungsgebiet eine Verkehrsuntersuchung durchzu-

führen und in diesem Zusammenhang auch zu untersuchen, ob anstelle der bestehenden 

Erschließung des Planungsgebietes durch die Straße "A" (Industriestraße) eine Verlegung 

der Erschließung in Richtung Süden gegenüber der Zufahrt zur Autobahn A 6 möglich ist 

(Im Modus-Gutachten Variante 2 genannt). Diese Variante 2 wurde von mir vorgeschla-

gen, um die Erschließungsstraße vom nördlich angrenzenden Wohngebiet abzurücken 

und dadurch die zu erwartenden Geräuscheinwirkungen – im nördlich angrenzenden 

Wohngebiet vor allen Dingen von LKW während der Nachtzeit – zu mindern. 

 

Modus Consult hält die Variante 2 für grundsätzlich realisierbar, wenn die dann entste-

hende Kreuzung mit der L 358 im Zuge der Bahnhofstraße entweder signalgeregelt, oder 

als Kreisverkehr gestaltet wird.  

 

Die Variante 2 wurde im Weiteren nicht mehr verfolgt, weil die dabei entstehende Zer-

schneidung der vorgesehenen Gewerbeflächen und die zusätzlichen Kosten für die neue 

Straßenführung nicht in einem sinnvollen Verhältnis zum Schallschutznutzen stehen. Das 

Gutachten der Modus Consult vom September 2005 ist als Anhang B beigefügt.  

 

Die Ergebnisse der schalltechnischen Bestandsaufnahme im Bereich der Wohnbebauung 

nördlich des Planungsgebietes enthält der Prüfbericht 1155.05 – P 202 der 

ITA Ingenieurgesellschaft vom 28.11.2005.  
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Er ist als Anhang C beigefügt. Die Schlussfolgerungen aus den Ergebnissen für die Bau-

leitplanung werden in Kapitel 2 behandelt.  

 

Die Ergebnisse der schalltechnischen Bestandsaufnahme sowie die Ergebnisse zunächst 

noch orientierender Schallemissionskontingentierungen im Planungsgebiet waren 

Grundlage eines Planungsgespräches am 15.05.2006 sowie eines weiteren Planungs-

gespräches am 04.07.2007 jeweils in Bruchmühlbach-Miesau. Die wesentlichen Ergeb-

nisse hat der Rechtsberater der Gemeinde, Prof. Dr. Sparwasser, Freiburg, in den Be-

sprechungsnotizen vom 18.05.2006 und vom 06.07.2007 zusammengefasst.  

 

Im Bezug auf die Geräuschkontingentierung im vorgesehenen Geltungsbereich des Be-

bauungsplanes "Gewerbepark Spießwald" geht die Gemeinde von folgenden Prämissen 

aus: 

 

1. Das Gebiet nördlich der Industriestraße wurde von der Gemeinde überplant mit einem 

GI 1968, sodann einem GI 1990/93; vom OVG wurden beide Bebauungspläne – 

nach heutiger Auffassung der Gemeinde wohl zutreffend – jeweils für nichtig erklärt.  

2. Der Bestandsschutz für bestehende Baugenehmigungen der ehemaligen Firma Grun-

dig ist aufgrund länger nicht mehr ausgeübter Nutzung erloschen. 

3. Der östlich angrenzende und noch aktive Gerüstbaubetrieb genießt im Umfang der 

erteilten Baugenehmigung Bestandsschutz.  

 

 

2. BEWERTUNG DER ERGEBNISSE DER SCHALLTECHNISCHEN BESTANDSAUF-

NAHME (ALS ANHANG C BEIGEFÜGTER PRÜFBERICHT 1155.05 - P 202 DER ITA 

INGENIEURGESELLSCHAFT FÜR TECHNISCHE AKUSTIK MBH VOM 28.11.2005 

 

Der Vorgutachter hatte die Geräuscheinwirkungen der Bundesautobahn A 6 im Pla-

nungsgebiet und im Bereich der vorhandenen Wohnbebauung nördlich des Planungs-

gebietes rechnerisch ermittelt und zur Beschreibung der vorherrschenden Fremdge-

räuschbelastung im Sinne der TALärm Abs. 3.2.1 verwendet.  
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Er kam auf Grundlage der berechneten Schallpegel zu der Annahme, dass der Verkehr 

auf der A 6 im nördlich angrenzenden Wohngebiet Beurteilungspegel hervorrufen 

würde, die den Immissionsrichtwert nach TALärm für Allgemeines Wohngebiet wesentlich 

überschreiten. Die Messergebnisse der ITA führen aber zu sehr wesentlich von den Be-

rechnungen abweichenden Ergebnissen.  

 

In TALärm/98, Abs. 3.2.1 "Prüfung im Regelfall", Abs. 5 heißt es: "Die Genehmigung 

darf wegen einer Überschreitung der Immissionsrichtwerte nicht versagt werden, wenn in 

Folge ständig vorherrschender Fremdgeräusche keine zusätzlichen schädlichen Um-

welteinwirkungen durch die zu beurteilende Anlage zu befürchten sind. Dies ist insbe-

sondere dann der Fall, wenn … Schalldruckpegel LAF(t) der Fremdgeräusche in mehr als 

95 % der Betriebszeit der Anlagen in den jeweiligen Beurteilungszeit … höher als der 

Mittelungspegel Leq (bzw. LAFeq') der Anlage ist…" 

 

Im vorliegenden Fall wird diese Definition angewandt zur Beurteilung der Frage, ob we-

gen ständig vorherrschender hoher Fremdgeräusche in dem vorgesehenen Geltungsbe-

reich des Bebauungsplanes zu errichtende Anlagen die Immissionsrichtwerte der TALärm 

überschreiten können – wobei diese Voraussetzung gemäß TALärm in der Regel zusätz-

lich daran geknüpft ist, dass bei der Bildung der Beurteilungspegel einer Anlage keine 

Zuschläge für Ton- und Informationshaltigkeit oder Impulshaltigkeit erforderlich sind. 

Letzteres müsste im Rahmen der Genehmigungsverfahren für Anlagen jeweils im Einzel-

fall geprüft werden.  

 

Die Messergebnisse der ITA zeigen, dass bei Gegenwindsituation – Wind aus dem Nord-

sektor – Grundgeräuschpegel in der leisesten Nachtstunde von 35 dB(A) vorhanden 

sind. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass für die Nachtzeit zwischen 22:00 Uhr und 

06:00 Uhr nicht ein Mittelwert der gemessenen Pegel zu bilden ist, die Geräuschvorbe-

lastung in der leisesten Nachtstunde maßgeblich ist.  
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Für die Tageszeit erfolgt gemäß TALärm bei der Bildung der Beurteilungspegel eine Mit-

telung bezogen auf die gesamte Tageszeit von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr unter Berück-

sichtigung von Zuschlägen für die immissionsempfindlichen Zeiten von 06:00 Uhr bis 

07:00 Uhr und 20:00 Uhr bis 22:00 Uhr.  

 

Für die Frage der vorherrschenden Fremdgeräuschbelastung am Tage kann man wegen 

der geringen zeitlichen Schwankungen als Maskierungspegel den Mittelungspegel der 

vorherrschenden Fremdgeräusche bezogen auf die gesamte Tageszeit anwenden. Dieser 

liegt je nach Immissionsort zwischen 52 und 55 dB(A) in Höhe des 1. OG der angren-

zenden Wohngebäude. 

 

Aufgrund dieses Ergebnisses schlage ich vor, die flächenbezogenen Schallleistungspegel 

im Planungsbiet so festzusetzen, dass die Summe der Geräusche aller gewerblichen An-

lagen die Immissionsrichtwerte der TALärm für Allgemeines Wohngebiet  

 

 tags   55 dB(A) 

 nachts   40 dB(A) 

 

nicht überschreitet.  

 

Die vorherrschende Fremdgeräuschbelastung ist in Erdgeschosshöhe der vorhandenen 

Wohnbebauung geringer als die zulässigen Geräuscheinwirkungen gewerblicher Anla-

gen aus dem Planungsgebiet. Dies hat zur Folge, dass die künftigen Geräuscheinwir-

kungen gewerblicher Anlagen trotz der Geräuschvorbelastung durch die BAB und an-

dere Emittenten subjektiv wahrnehmbar sein werden. Es kann also durchaus sein, dass 

die Bewohner der an das vorgesehene Gewerbegebiet angrenzen Wohngebäude sich 

über die Geräuschbelastung an der Südfassade ihrer Häuser beschweren, obwohl diese 

nach TALärm zulässig ist.  
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Hierbei ist auch zu bedenken, dass die Geräuscheinwirkungen der gewerblichen Anla-

gen zeitlichen Schwankungen unterliegen können (und dürfen) d. h., dass sowohl tags-

über als auch nachts kurzzeitig nicht nur einzelne Pegelspitzen auftreten können, sondern 

auch Schwankungen in einer Bandbreite von etwa ± 5 dB bezogen auf Teilzeiten der 

Beurteilungszeiten nach TALärm.  

 

Die Geräuscheinwirkungen der Kläranlage im Osten des Planungsgebietes erzeugen 

keine im bestehenden Wohngebiet unzulässigen oder störenden Geräuschimmissionen. 

Für eine Erweiterung der Kläranlage bestehen ausreichende Geräuschkontingente.  

 

Der bestehende und bestandsgeschützte Gerüstbaubetrieb kann an den nächstgelege-

nen Wohngebäuden Geräuschspitzen erzeugen, die nachts den maximal zulässigen Spit-

zenpegel von 70 dB(A) erreichen und möglicherweise, wenn auch selten überschreiten. 

Hierbei wird davon ausgegangen, dass die Rüst- und Verladearbeiten bei Gerüstbaube-

trieben oft bereits in den frühen Morgenstunden vor 06:00 Uhr beginnen oder, dass 

Gerüste im Einzelfall auch nach 22:00 Uhr abgeladen werden müssen. Hierzu sind mei-

nes Erachtens im Rahmen der Bauleitplanung keine speziellen Festsetzungen möglich, 

aber wohl auch nicht nötig. Eine Problemlösung sollte im Rahmen eines möglichen Bau-

genehmigungsverfahrens z. B. durch eine schalltechnisch geeignete Gebäudeanordnung 

gefunden werden können.  

 

Die Teilfläche GE 3e des Bebauungsplanentwurfes südlich der Industriestraße ist derzeit 

mit Wald besetzt. Spätestens bei einer Bebauung der genannten Teilfläche müsste somit 

der Wald teilweise gerodet werden. Es kann daher, so lange die Teilfläche GE 3e zwar 

gerodet, jedoch noch nicht bebaut ist, zu einer Schallpegelerhöhung vor allem in dem 

westlichen Teil des Wohngebietes an der Spießstraße kommen.  

 

Die Geräuschminderung durch eine Anpflanzung im Schallausbreitungsweg zwischen 

Geräuschquelle und Immissionsort hängt abgesehen von der Tiefe des Pflanzstreifens 

wesentlich von der Art des Bewuchses beispielsweise der Höhe der Bäume, der Dichte 

und Art des Unterholzes und dem Anteil immergrüner Gewächse ab.  
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Aus diesem Grunde hat die ITA auf meine Veranlassung im Rahmen des beauftragten 

Messprogramms auch die Schallpegelminderung durch den bestehenden Waldstreifen 

und hieraus abgeleitet die Auswirkungen für den Fall einer Reduzierung der Tiefe des 

Waldstreifens untersucht. Die Ergebnisse enthält der als Anhang C beigefügte Prüfbe-

richt 1155.05 – P 202 vom 28.11.2005, Kapitel 4.2.4.  

 

Auf die dort gemachten Ausführungen wird verwiesen. Aus den Ergebnissen der ITA folgt, 

dass bei einer Rodung des Waldstreifens in dem im Bebauungsplanentwurf vorgesehe-

nen Umfang es in dem Wohngebiet nördlich der Industriestraße zu einer Pegelerhöhung 

um bis zu 3 dB kommen kann. Diese Erhöhung der Geräuscheinwirkungen der BAB 6 

wird jedoch durch die künftige Bebauung des GE 3e sowie eine Lärmschutzwand die aus 

Gründen der Geräuschminderung gewerblicher Emittenten notwendig wird – siehe fol-

gende Kapitel – mehr als ausgeglichen.  

 

Es wird daher empfohlen den hier vorhandenen Wald mit dichtem Unterholz erst dann 

zu beseitigen, wenn konkrete Bauabsichten bestehen. Die Beseitigung des Waldstreifens 

in dem Bebauungsplanentwurf vorgesehenen Umfang würde aber jedenfalls nicht zu un-

zulässig hohen Verkehrsgeräuscheinwirkungen im Bereich der Wohnbebauung führen, 

weil selbst bei einer Pegelerhöhung um 3 dB die Immissionsgrenzwerte der Verkehrs-

lärmschutzverordnung (16. BImSchV) für Allgemeines Wohngebiet  

 

 tags   59 dB(A) 

 nachts   49 dB(A) 

 

nicht erreicht oder überschritten würden. Der Bund als Straßenbaulastträger hat nicht nur 

jetzt, sondern auch für den Fall einer teilweisen Abholzung des Waldstreifens keine Ver-

anlassung, Lärmschutznahmen an der A 6 durchzuführen.  
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Die – vorübergehende – Pegelerhöhung könnte aber durchaus von den Anwohnern sub-

jektiv wahrgenommen werden. Deshalb sollte sich der Bebauungsplan damit auseinan-

dersetzen, dass eine Verschlechterung der Lärmsituation hinsichtlich dieses Autobahn-

lärms auch unterhalb der Zumutbarkeitsschwelle infolge der Planung nicht entstehen soll. 

Ohne dass eine entsprechende Rechtspflicht besteht (vgl. oben), sollte versucht werden, 

auf den künftigen Gewerbegebietsflächen südlich der Industriestraße eine bauliche Nut-

zung zu entwickeln, die einen mindestens gleich guten Lärmschutz wie der bisherige 

Wald gewährleisten kann. Dabei hängt der künftige Lärmschutz maßgeblich von den 

Einzelheiten der Bebauung ab.  

 

Im Ergebnis erscheinen Festsetzungen zum Wald aus Lärmschutzgründen nicht erforder-

lich. Gleichwohl wird empfohlen zu überlegen, ob nicht Festsetzungen möglich sind zur 

Optimierung des, wenn auch nicht geschuldeten, Schallschutzes gegenüber der Auto-

bahn. Da wie gesagt auch bei Wegfall der zu überbauenden Waldfläche Schallschutzan-

sprüche insoweit nicht bestehen, kommt es auch auf die zeitliche Schutzlücke zwischen 

Abholzung und Bebauung nicht entscheidend an.  

 

Soweit der bestehen bleibende Wald zum naturschützerischen Ausgleich herangezogen 

werden soll- bspw. durch Umstellung von Nadelwald auf – nicht immergrüne – Laubge-

hölze – bedeutet diese ökologische Aufwertung zugleich einen geringeren Schallschutz 

außerhalb der Vegetationsperiode. Auch aus diesem Grunde sollte der Ausgleich in die-

sem verbleibenden Waldbereich erst dann erfolgen, wenn die Gebäude auf den freige-

legten Flächen bereits errichtet sind. Dem geringeren Lärmschutz durch den neuen 

Laubwald steht dann der Lärmschutz durch die Bebauung gegenüber.  
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3. SCHALLIMMISSIONSPROGNOSE  

 

3.1 Bearbeitungsmethodik 

 

Die Berechnungen erfolgten nach Programm LIMA des Ingenieurbüros Stapelfeldt, 

Dortmund. Die Geräuschkontingentierung der Teilflächen im Planungsgebiet erfolgte 

unter Anlehnung an den Entwurf DIN 45 691 "Geräuschkontingentierung" vom 

Mai 2005. Diese Norm ist im Dezember 2006 in der endgültigen Fassung erschienen. 

Die Berechnungen erfolgten im September/Oktober 2006. 

 

Die sogenannten Zielwerte der Immissionsberechnung stimmen mit den schalltechni-

schen Orientierungswerten für die Bauleitplanung nach DIN 18 005 "Schallschutz im 

Städtebau" Teil 1 Grundlage und Hinweise für die Planung, Juli 2002, Beiblatt 1, 

Mai 1987 überein.  

 

Der schalltechnische Orientierungswert für Allgemeines Wohngebiet – als solches wird 

die gesamte nordwestlich an das Planungsgebiet angrenzende Wohnbebauung angese-

hen – beträgt  

 

 tags   55 dB(A) 

 nachts  40 dB(A). 

 

Im Planungsgebiet selbst werden keine Zielwerte berücksichtigt, da hier nur ausnahms-

weise Wohnungen für Betriebsinhaber oder Mitarbeiter mit Leitungs- und Kontrollfunkti-

onen zugelassen werden sollen.  

 

Den Berechnungen liegt der Vorentwurf des Bebauungsplanes, Planverfasser 

Plan + Consult Mitschang GmbH, Homburg/Saar von 28.06.2006 zugrunde.  
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Die in dem Vorentwurf genannten Teilflächen GE 1e bis GE 3e wurden für die Berech-

nungen in mehrere Teilflächen unterteilt, um eine Optimierung der Geräuschkontingente 

auf den Teilflächen zu erreichen und um die Prognosegenauigkeit zu erhöhen. Die Teil-

flächen sind in Anlage 1 dargestellt. Die kleinteilige Unterteilung des GE 2e im nordöstli-

chen Teil erfolgte auch im Hinblick auf die derzeitigen Besitzverhältnisse bzw. die 

vorhandene Nutzung.  

 

Dies gilt auch für die Teilflächen GE 1e. Im Hinblick auf den kontinuierlichen Betrieb der 

Kläranlage im äußersten Nordosten des Planungsgebietes wurde hier eine möglichst ge-

ringe Tag-/Nachtdifferenz des Schallleistungspegels angestrebt. Für die übrige Teilfläche 

des GE 1e sowie die Teilflächen GE 2e-1 bis 4 wird von einer stark eingeschränkten 

Nachtnutzung der Grundstücke ausgegangen. Für die Teilflächen GE 2e- 5 bis 7 – ehe-

mals Grundig, jetzt Vogt – ergibt sich aufgrund der Nähe zum bestehenden Wohngebiet 

eine sehr hohe Tag-/Nachtdifferenz. Im GE 3e, das für die Berechnungen in drei Teilflä-

chen unterteilt wurde, wurde eine möglichst geringe Tag-/Nachtdifferenz der Schalleis-

tungspegel angestrebt, um auf diesen Teilflächen Betriebe mit Nachtarbeit ansiedeln zu 

können.  

 

Die Immissionsberechnungen erfolgten für insgesamt 11 Immissionspunkte, deren Lage 

ebenfalls in Anlage 1 dargestellt ist. Der jeweilige Immissionspunkt liegt an den gekenn-

zeichneten Gebäuden stets an der zum Gewerbegebiet hinweisenden Südostfassade. 

Soweit erforderlich – Positionen 3 und 11 – wurde neben der Südostfassade auch die 

Nordostfassade berücksichtigt. Bei allen Berechnungen wurde die Emissionshöhe mit ca. 

5 m angenommen. Die Immissionshöhe liegt ebenfalls 5 m über dem Gelände, d. h. im 

1. OG bzw. DG. 
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Auf eine Darstellung der Ergebnisse als Geräuschkonturenkarten wird bewusst verzichtet, 

weil aufgrund der vorhandenen und im allgemeinen abgeschlossenen Bebauung des 

Wohngebietes mit niedrigen, den Zielwert der Berechnung deutlich unterschreitenden 

Geräuschimmissionen des Gewerbegebietes an allen Wohngebäuden einschließlich der 

vom Gewerbegebiet abgewandten Fassaden der Gebäudereihe die unmittelbar an das 

Gewerbegebiet grenzt zu rechnen ist. Dies gilt auch für die mehrgeschossige Wohnbe-

bauung im mittleren Teil des Wohngebietes.  

 

Die Geräusche des Straßenverkehrs gemäß Anhang B auf der Industriestraße und des 

Verkehrs auf der L 358 westlich des Planungsgebietes wurden erst nach Optimierung der 

Schalleistungspegel der GE-Flächen in die Berechnungen einbezogen.  

 

Die Berechnungen hat Herr Dr. Ing. Wolfgang Rieger von der ITA Ingenieurgesellschaft 

durchgeführt.  

 

3.2 Berechnungsergebnisse  

 

Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Berechnungen und der Schallpegelmessun-

gen werden nachfolgend verschiedene schalltechnische Lösungsmöglichkeiten diskutiert.  

 

3.2.1 Variante 1 - ohne Lärmschutzwand zwischen Gewerbegebiet und vorhandenem 

Wohngebiet  

 

Die sich aus den Berechnungen ergebenden flächenbezogenen Schallleistungspegel für 

die einzelnen Gewerbegebietflächen und die Kläranlage sind in Anlage 2 dargestellt. 

 

Wird auf die Herstellung einer Lärmschutzwand entlang der südlichen Grundstücksgren-

zen der Wohnbebauung im Zufahrtsbereich der Industriestraße in die Bahnhofstraße ver-

zichtet, so können die schalltechnischen Orientierungswerte für Allgemeines Wohngebiet 

unter folgenden Voraussetzungen eingehalten werden:  
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- Die Teilfläche GE 1 kann mit einem flächenbezogenen Schallleistungspegel 

von maximal 60 dB(A) tags und 47 dB(A) nachts belegt werden. 

- Die Teilfläche GE 2e erhält ein Kontingent von tags 54 bis 55 dB(A) und 

nachts 41 bis 42 dB(A). 

- Die Teilfläche GE 3e wird ein flächenbezogenen Schallleistungspegel von tags 

60 dB(A) und nachts 47 dB(A) zugewiesen.  

 

Gegen diese Lösung spricht Folgendes: 

 

Die Verkehrsgeräusche der Industriestraße würden in Folge der zusätzlichen gewerbli-

chen Nutzung des dadurch steigenden Verkehrsaufkommens die Immissionsgrenzwerte 

der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) wesentlich, nämlich um mehr als 

3 dB(A), überschreiten, so dass ohne Lärmschutzwand eine Bewältigung der 

Lärmpegelproblematik nicht möglich ist.  

 

Die bei diesem Lösungsansatz notwendige Kontingentierung mit Tag-/Nachtdifferenzen 

von 12 bis 17 dB wurde zwar in Bebauungsplänen durchaus praktiziert, obwohl sie den 

Interessen bzw. Bedürfnissen der anzusiedelnden Gewerbegebiete nicht gerecht wird. 

Beispielsweise kann eine Tag-/Nachtdifferenz der Geräuschimmissionen in der Größen-

ordnung von 15 dB in der Praxis salbst dann realisiert werden, wenn auf Nachtarbeit 

verzichtet wird.  

 

Irrtümlicherweise wird häufig bei der Tag-Nacht-Differenz von 15 dB auf die gleiche 

Differenzierung der Immissionsrichtwerte in TALärm Bezug genommen. Tatsächlich gilt 

diese Differenzierung aber nur für die Geräuschimmissionen und nicht für die im 

Rahmen der Bauleitplanung zu kontingentierenden Geräuschemissionen. 
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Hierzu heißt es in DIN 18 005, Teil 1, Juli 2002, in Abs. 5.2.3: "Wenn die Art der unter-

zubringenden Anlagen nicht bekannt ist, ist für die Berechnung der in der Umgebung ei-

nes geplanten Industrie- oder Gewerbegebietes ohne Emissionsbegrenzung (siehe 7.5) 

zu erwartenden Beurteilungspegel dieses Gebiet als eine Flächenschallquelle mit folgen-

den flächenbezogenen Schallleistungspegeln anzusetzen: 

 

- Industriegebiet, tags und nachts  65 dB 

- Gewerbegebiet, tags und nachts  60 dB…" 

Erfahrungsgemäß schöpfen nach dem derzeitigen Stand der Technik auch Gewerbebe-

triebe mit zahlreichen im Freien stehenden Emittenten, z. B. Betriebe der Chemischen In-

dustrie die in DIN 18 005 genannten flächenbezogenen Schallleistungspegel nicht aus.  

 

Eine Reduzierung der flächenbezogenen Schalleistungspegel gegenüber den Empfehlun-

gen der DIN 18 005 um etwa 5 dB auf ca. 55 dB(A) ist daher meines Erachtens hin-

nehmbar.  

 

Nicht hinnehmbar als Regelfall ist aber – wie bereits aufgeführt –die Festsetzung von 

Schallleistungspegeln mit hohen Tag-/Nachtdifferenzen bis hin zu 15 dB(A), weil konti-

nuierliche Produktionsprozesse wie in der Chemischen Industrie oder Dreischichtbetrieb 

z. B. bei Produktionsanlagen der kunststoffverarbeitenden Industrie mit ebenfalls konti-

nuierlichen Prozessen eine solche Tag-/Nachtdifferenzierung des Schalleistungspegels 

unmöglich machen. Derartige Betriebe sollten im Planungsgebiet aber keineswegs aus-

geschlossen werden. 

 

Im Hinblick auf das vorstehend Dargelegte sollte daher die Variante 1 des Bebauungs-

plans nicht weiter berücksichtigt werden.  
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3.2.2 Variante 2 – ohne Lärmschutzwand, aber mit restriktiven flächenbezogenen 

Schallleistungspegeln  

 

Unter Berücksichtigung der Besprechungsergebnisse vom 04.09.2006, nämlich dass die 

Teilfläche GE 2e und möglicherweise auch die Teilfläche GE 1e mangels gültiger Pla-

nung als Außenbereich anzusehen und für das ehemalige Grundiggelände der Be-

standsschutz erloschen sei, wurde eine weitere Planungslösung untersucht, bei der für 

das ehemalige Grundstück der Firma Grundig – jetzt Vogt – nachts eine Beschränkung 

des flächenbezogenen Schallleistungspegels auf 30 dB(A) erfolgt. Damit ist ohne beson-

dere Schallschutzmaßnahmen eine Nutzung der Freiflächen nachts praktisch ausge-

schlossen.  

 

Für Gebäude in denen auch nachts geräuschemittierende Produktionsanlagen unterge-

bracht werden sollen, müsste im Einzelfall geprüft werden, ob an den Fassaden und den 

Dächern besondere Schallschutzmaßnahmen notwendig sind. Schallschutzmaßnahmen 

über den üblichen Standard hinaus sind bei Belüftungs- oder Klimaanlagen zu erwarten.  

 

Die Variante 2 ist aber nicht primär aus diesen Gründen nicht weiter zu verfolgen; sie 

scheitert wie in Variante 1 an der ungelösten Problematik der Verkehrsgeräuscheinwir-

kungen der Industriestraße sowie an der unbefriedigten Anhebung der flächenbezogenen 

Schallleistungspegel gegenüber Variante 1 im westlichen Teil des GE 3e. Auf eine karto-

grafische Darstellung der Variante 2 wird daher hier verzichtet.  

 

3.2.3 Variante 3 – mit Lärmschutzwand  

 

Bei dieser Variante wurde zunächst durch überschlägige Immissionsberechnungen die 

notwendige Höhe einer Lärmschutzwand südlich und nordöstlich der Wohnbebauung an 

der Spießstraße, westlicher Teil, im Hinblick auf das Verkehrsaufkommen der Industrie-

straße und der L 358 als Emittenten berechnet.  
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Unter der Annahme, dass die Wohngebäude nördlich GE 3e auf einem einheitlichen 

Geländeniveau liegen, ergibt sich das Erfordernis der Errichtung einer 5 m hohen Lärm-

schutzwand. Vorsorglich wurden auf meine Anregung vom Ingenieurbüro 

Thiel-Klatt GmbH, St. Ingbert, die Geländehöhen in der vorgesehenen Längsachse der 

Lärmschutzwand ermittelt. Die Höhe in dieser Achse beträgt 236 bis 237 m über NN. 

Die Höhe der Lärmschutzwand bezieht sich grundsätzlich auf diese vorhandenen Höhen 

südlich bzw. östlich der Grundstücksgrenzen der Gebäude Spießstraße 8 bis Spieß-

straße 28.  

 

Die LSW liegt sowohl im Bezug auf die Geräuscheinwirkungen der BAB 6 wie auch der 

des Gewerbegebietes weit entfernt vom Emittenten und nahe am zu schützenden Immis-

sionsort. Lediglich im Bezug auf die Industriestraße ist die Lärmschutzwand als nahe am 

Emittenten zu betrachten. Daher ist der alleinige Bezug auf die Höhe des Immissionsortes 

im vorliegenden Falle sinnvoll. 

 

Der Zielwert der Berechnung der Höhe der Lärmschutzwand richtet sich in Bezug auf die 

BAB 6 und die Industriestraße nicht nach den schalltechnischen Orientierungswerten 

nach Beiblatt 1 zu DIN 18 005, sonder nach der Verkehrslärmschutzverordnung 

(16. BImSchV), weil nicht mehr an Schallschutz verlangt werden kann, als bei einer 

neuen Straße zu beanspruchen wäre, worauf die 16. BImSchV unmittelbar anzuwenden 

ist. Dies bedeutet Zielwerte von  

 

tags   59 dB(A) 

nachts   49 dB(A). 

 

Diese Zielwerte können  am Immissionspunkt 1 selbst bei einer 5 m hohen Lärmschutz-

wand nicht eingehalten werden. Ausschlaggebend für die Überschreitungen ist im Be-

reich des Immissionspunktes 1 allerdings nicht der von der Industriestraße, sondern der 

von der Landesstraße L 358 (Bahnhofstraße) ausgehende Verkehrslärm.  
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Die errechnete Geräuschimmission auf Grundlage der vom Büro Modus Consult prog-

nostizierten Verkehrsmengen – Szenario 2 – liegt am Immissionspunkt 1 bei tags 

57,8 dB(A), also noch im zulässigen Bereich, nachts dagegen bei 51,4 dB(A).  

 

Pegelbestimmend ist dort die Einstrahlung von der L 358 nördlich der Einmündung der 

Industriestraße in die L 358, die sich durch den Bebauungsplan aber nicht ändert, so 

dass die Überschreitung hingenommen werden kann.  

 

Als Lösung (außerhalb des Bebauungsplanverfahrens) bietet sich hier eine Verlängerung 

der Lärmschutzwand nach Norden, parallel zur L 358 an. Bei einer Höhe der Wand von 

etwa 3 m würde auch nachts an Immissionsort 1 der Immissionsgrenzwert der 

16. BImSchV eingehalten werden.  

 

Die Immissionsanteile des Erschließungsverkehrs zum Gewerbegebiet unterschreiten un-

ter Berücksichtigung einer 5 m hohen Lärmschutzwand nachts für sich allein betrachtet 

den Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV.  

 

Daher wäre es grundsätzlich denkbar, die Höhe der Lärmschutzwand in Richtung Nord-

osten sowie an der Nordostseite geringfügig zu reduzieren. Dies hätte aber zur Folge, 

dass dann das wesentliche Planungsziel, die Schallimmissionen des Gewerbegebietes 

GE 3e nachts soweit wie möglich anzuheben, nicht erreicht wird. Selbst eine Absenkung 

der flächenbezogenen Schallpegel um 5 dB(A) – mit erheblichen Auswirkungen auf die 

künftig anzusiedelnden Betriebe und damit die Nutzbarkeit des Gebietes insgesamt – 

erlaubte eine Minderhöhe von allenfalls 0,5 m. 
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Aus diesem Grunde empfehle ich die Lärmschutzwand einheitlich in einer Höhe von 5 m 

über dem vorhandenen Gelände auszuführen, was gemäß Anlage 3 dazu führt, dass die 

Tag-/Nachtdifferenz in der Teilfläche GE 3e 1 nur 2 dB beträgt – flächenbezogener 

Schallleistungspegel Lw'' = 57/55 dB(A). In der mittleren Teilfläche GE 3e-2 liegt die 

Tag-/Nachtdifferenz bei 4 dB(A) und im westlichen GE 3e-3 ergibt sich die Tag-

/Nachtdifferenz zu 5 dB(A). 

 

Das Absinken der zulässigen flächenbezogenen Schallleistungspegel während der 

Nachtzeit von Nordosten in Richtung Südwesten zeigt, dass die Lärmschutzwand deutlich 

erhöht werden müsste, um eine Tag-/Nachtdifferenz von kleiner 2 dB wie in der nordöst-

lichen Teilfläche GE 3e-2 zu ermöglichen. 

 

Die Lärmschutzwand braucht auch nicht nördlich des Teilgebiets 7 nach Nordosten wei-

tergeführt zu werden. Eine solche Weiterführung (um ca. 100 m entsprechend 

ca. 100 x 1.200,00 bis 1.500,00 € je lfd. Meter Schallschutzwand) brächte nur für ei-

nen unwesentlichen Teilbereich des GE 2e höhere Nachtwerte im Sinne der festzusetzen-

den flächenwirksamen Schalleistungspegel. Der Aufwand für die Lärmschutzwand er-

scheint städtebaulich und wirtschaftlich demgegenüber nicht tragbar.  

 

Die vorgeschlagenen Nachtwerte der flächenbezogene Schallleistungspegel  im GE 3e 

könnten grundsätzlich vermindert werden zugunsten höherer Nachtwerte im GE 2e, ohne 

dass es dadurch in der nördlich angrenzenden Wohnbebauung zur Überschreitung der 

zulässigen Werte käme.  

 

Die Begünstigung des GE 2e wäre aber äußerst gering – in der Größenordnung von 

2-3 dB(A) – also ca. 33 gegenüber 30 dB(A) flächenwirksamer Schallleistungspegel zur 

Nachtzeit. Die wesentlichen Restriktionen für das Gebiet GE 2e ergeben sich auch nicht 

aus diesen Nachtwerten, sondern aus dem aus der Anwendung der TALärm praktisch 

folgenden Ausschluss nächtlichen Betriebs außerhalb der Gebäude: So würden bereits 

einzelne Fahrvorgänge (ein einzelner Gabelstapler oder ein einzelner Lkw) das Spitzen-

kriterium – nachts LAFmax ≤ Lr +20 dB – verletzen.  
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Die höheren Nachtwerte für das GE 3e sollen daher beibehalten werden. Eine Erhöhung 

der entsprechenden Werte im GE 2e würde dort keine Verbesserung bringen, weil 

nächtlicher Betrieb wegen des sogenannten Spitzenpegelkriteriums nach TALärm bereits 

ausgeschlossen erscheint.  

 

Dem Gutachten werden mit Rücksicht auf die Übersichtlichkeit die Berechnungsunterla-

gen nicht beigefügt. Die Daten sind archiviert und bei Bedarf verfügbar.  

 

 

4. ZUSAMMENFASSENDE BEWERTUNG, HINWEISE UND PLANUNGSEMPFEHLUN-

GEN 

 

Das Wohngebiet nördlich des vorgesehenen Gewerbegebietes "Spießwald" ist einer Ge-

räuschbelastung durch die BAB A6 ausgesetzt, die die Immissionsgrenzwerte der Ver-

kehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) einhält und teilweise wesentlich unterschreitet.  

 

Die schalltechnischen Orientierungswerte für die Bauleitplanung gemäß Beiblatt 1 zu 

DIN 18 005 für Allgemeines Wohngebiet  

 

tags   55 dB(A) 

nachts  40 dB(A) 

 

werden bis auf den westlichen Teil des Wohngebietes eingehalten und teilweise unter-

schritten.  

 

Die Bereiche des Wohngebietes nördlich der Spießstraße und der Straße Am Römerhof 

sind bis auf den Einwirkungsbereich der Landesstraße 358 außer bei Südwind sogar nur 

einer Geräuschvorbelastung ausgesetzt, die die schalltechnischen Orientierungswerte 

nach Beiblatt zu DIN 18 005 für Allgemeines Wohngebiet unterschreitet. 
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Für die Festsetzung flächenbezogener Schalleistungspegel im vorgesehenen Geltungs-

bereich des Bebauungsplanes Gewerbegebiet Spießwald bedeutet dies, dass keine vor-

herrschende Fremdgeräuschbelastung im Sinne der TALärm besteht. Die Geräuschemis-

sionen des Gewerbegebietes müssen daher soweit begrenzt werden, dass die schalltech-

nischen Orientierungswerte der DIN 18 005, Beiblatt 1 für Allgemeines Wohngebiet 

eingehalten werden.  

 

Diese Zielwerte erfordern die Anlage einer Lärmschutzwand von 5 m Höhe südlich und 

östlich des Wohngebietes im westlichen Bereich der Spießstraße – siehe Anlage 3 – so-

wie die Beschränkung der Schallimmissionen des Gewerbegebietes auf die in dieser An-

lage genannten flächenbezogenen Schallleistungspegel.  

 

Für die Teilfläche GE 3e können wie angestrebt geringe Tag-/Nachtdifferenzen erreicht 

werden. Für den westlichen Teil des GE 2e – ehemaliges Grundig Gelände, jetzt Vogt – 

sind wegen der bestehenden Nähe zu den vorhandenen Wohngebäuden nachts wesent-

liche Nutzungsbeschränkungen in der Nachtzeit notwendig. In der Tageszeit könnte die-

ses Gelände aufgrund der errechneten flächenbezogenen Schallleistungspegel aber 

ähnlich genutzt werden wie die Teilfläche GE 3e. Die vorhandene gewerbliche Nutzung 

in GE 1 einschließlich der Kläranlage wird durch die zur Festsetzung vorgeschlagenen 

flächenbezogenen Schallleistungspegel nicht benachteiligt.  

 

Die emissionswirksamen Schallleistungspegel können reduziert und damit auch die Im-

missionen im Wohngebiet gesenkt werden, wenn schallemittierende Quellen und Ge-

bäudeteilflächen grundsätzlich nach Südosten zur BAB 6 hin orientiert werden. Die Wirk-

samkeit derartiger Maßnahmen müsste im Einzelfall durch ein Immissionsgutachten 

nachgewiesen werden.  
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Daraus folgen die textlichen Festsetzungsvorschläge: 

 

- Südlich der Grundstücksgrenze der Wohngebäude Spießstraße 8 bis Spießstraße 20 

südlich und östlich der Wohngebäude Spießstraße 22 und 22A sowie östlich der 

Wohngebäude Spießstraße 24 und 28 endend ca. 10 m südlich der Spießstraße ist 

eine Lärmschutzwand von 5 m Höhe zu errichten. Die Höhe bezieht sich unabhän-

gig vom Abstand der Lärmschutzwand von den Grundstücksgrenzen auf die Gelän-

dehöhe an der jeweiligen Grundstücksgrenze.  

 

Die Lärmschutzwand kann beidseitig schallreflektierend sein. 

 

- Die Geräuschemissionen gewerblicher Emittenten sind auf die folgenden 

flächenbezogenen Schallleistungspegel (FSP nach DIN 45 691) zu begrenzen.  

 

Baugebiet FSP Tag 

(06:00 – 22:00 Uhr) 

FSP Nacht 

(22:00 – 06:00 Uhr) 

GEe 1 55 dB(A) 53 dB(A) 

GEe 2   

Abschnitt 2.1 57 dB(A) 30 dB(A) 

Abschnitt 2.2 55 dB(A) 30 dB(A) 

Abschnitt 2.3 57 dB(A) 30 dB(A) 

GEe 3   

Abschnitt 3.1 57 dB(A) 55 dB(A) 

Abschnitt 3.2 57 dB(A) 53 dB(A) 

Abschnitt 3.3 57 dB(A) 52 dB(A) 
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- Die Einhaltung der festgesetzten flächenbezogenen Schallleistungspegel ist durch 

eine den Anforderungen nach TALärm – Technische Anleitung zum Schutz gegen 

Lärm, Ausgabe 1998 – genügendes Gutachten nachzuweisen. In Bezug auf die Im-

missionserheblichkeit ist DIN 45 691 "Geräuschkontingentierung", Ausgabe 

12.2006 anzuwenden. TALärm, Abs. 3.2.1, Abs. 2 ist im Geltungsbereich des Be-

bauungsplanes nicht anzuwenden.  

 

DIESER BERICHT UMFASST 20 SEITEN UND 3 ANLAGEN  

SOWIE DIE ANHÄNGE A, B, C 

 

WIESBADEN, DEN 14.08.2007 MIT KORREKTUREN UND ERGÄNZUNGEN  

VOM 20.11.2007 

 

 

 

Prof. Wilhelm  
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